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* Verfahren der Konsultation
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***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung)
***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung)

***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Rahmen des Entwurfs eines 
Rechtsakts vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines 
Gesetzgebungsakts

In den Änderungsanträgen des Parlaments werden die Änderungen am 
Entwurf eines Gesetzgebungsakts durch Fett- und Kursivdruck
gekennzeichnet. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen, dass für diese Teile 
des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts im Hinblick auf die Erstellung des 
endgültigen Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise wenn 
Textteile in einer Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz 
fehlen). Diese Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der 
betreffenden technischen Dienststellen.

Der Kopftext zu dem gesamten Änderungsantrag zu einem bestehenden 
Rechtsakt, der durch den Entwurf eines Gesetzgebungsakts geändert werden 
soll, umfasst auch eine dritte und eine vierte Zeile, in der der bestehende 
Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene Bestimmung des 
bestehenden Rechtsakts angegeben werden. Textteile, die aus einer 
Bestimmung eines bestehenden Rechtsakts übernommen sind, die das 
Parlament ändern will, obwohl sie im Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht 
geändert ist, werden durch Fettdruck gekennzeichnet. Streichungen in 
solchen Textteilen werden wie folgt gekennzeichnet: [...].
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes (Neufassung)
(KOM(2009)0551 – C7-0250/2009 – 2009/0164(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren – Neufassung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2009)0551),

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 1 Punkt 1 Buchstabe c, Punkt 2 
Buchstabe a und Punkt 3 Buchstabe a des EG-Vertrags, auf deren Grundlage ihm der 
Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7-0250/2009),

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
mit dem Titel „Auswirkungen des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon auf die 
laufenden interinstitutionellen Beschlussfassungsverfahren“ (KOM(2009)0665),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 und Artikel 78 Absatz 2 Buchstaben a und b des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäische Union,

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 
28. April 20101,

– nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

– gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über die 
systematischere Neufassung von Rechtsakten2,

– unter Hinweis auf das Schreiben des Rechtsausschusses vom 2. Februar 2010 an den 
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres gemäß Artikel 87 Absatz 3 seiner 
Geschäftsordnung,

– gestützt auf die Artikel 87 und 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 
(A7-0271/2011),

A. in der Erwägung, dass aus der Stellungnahme der beratenden Gruppe der Juristischen 
Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission hervorgeht, dass der 
vorliegende Vorschlag keine anderen inhaltlichen Änderungen enthält als diejenigen, die 

                                               
1 ABl. C 18 vom 19.1.2011, S. 80.
2 ABl. C 77 vom 28.3.2002, S. 1.
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im Vorschlag als solche ausgewiesen sind, und dass sich der Vorschlag in Bezug auf die 
Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der bisherigen Rechtsakte zusammen mit 
jenen Änderungen auf eine reine Kodifizierung der bestehenden Rechtstexte ohne 
inhaltliche Änderungen beschränkt,

1. legt unter Berücksichtigung der Empfehlungen der Beratenden Gruppe der Juristischen 
Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission den folgenden 
Standpunkt in erster Lesung fest;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

STANDPUNKT DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

IN ERSTER LESUNG*

---------------------------------------------------------

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

über Normen für die Anerkennung ▌ von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, über einen einheitlichen Statuts für 

Flüchtlinge oder für Personen, die Anrecht auf subsidiären Schutz haben, und über den 
Inhalt des zu gewährenden Schutzes

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
insbesondere auf Artikel 78 Absatz 2 Buchstaben a und b,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

nach Zuleitung des Entwurfs des Rechtsaktes an die nationalen Parlamente,

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2,

in Erwägung nachstehender Gründe:
                                               
* Abänderungen Der neue bzw. geänderte Text wird durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet; Streichungen 
werden durch das Symbol ▌ gekennzeichnet.
1 Stellungnahme vom 28. April 2010 (ABl. C 18 vom 19.1.2011, S. 80).
2 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom... .
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(1) Die Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für 
die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und 
über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes  muss in wesentlichen Punkten 
geändert werden1. Aus Gründen der Klarheit empfiehlt es sich, eine Neufassung 
dieser Richtlinie vorzunehmen.

(2) Eine gemeinsame Asylpolitik einschließlich eines Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems ist wesentlicher Bestandteil des Ziels der Europäischen Union, 
schrittweise einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der 
allen offen steht, die wegen besonderer Umstände rechtmäßig in der Union um 
Schutz nachsuchen.

(3) Der Europäische Rat kam auf seiner Sondertagung in Tampere vom 15. und 
16. Oktober 1999 überein, auf ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem 
hinzuwirken, das sich auf die uneingeschränkte und umfassende Anwendung des 
Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
(„Genfer Flüchtlingskonvention“) in der Fassung des New Yorker Protokolls vom 
31. Januar 1967 („Protokoll“) stützt, damit der Grundsatz der Nichtzurückweisung 
gewahrt bleibt und niemand dorthin zurückgeschickt wird, wo er Verfolgung 
ausgesetzt ist.

(4) Die Genfer Flüchtlingskonvention und das Protokoll stellen einen wesentlichen 
Bestandteil des internationalen Rechtsrahmens für den Schutz von Flüchtlingen dar.

(5) Gemäß den Schlussfolgerungen von Tampere soll das Gemeinsame Europäische 
Asylsystem auf kurze Sicht zur Annäherung der Bestimmungen über die 
Zuerkennung und die Merkmale der Flüchtlingseigenschaft führen.

(6) In den Schlussfolgerungen von Tampere ist ferner festgehalten, dass die Vorschriften 
über die Flüchtlingseigenschaft durch Maßnahmen zu den Formen des subsidiären 
Schutzes ergänzt werden sollten, die einer Person, die eines solchen Schutzes bedarf, 
einen angemessenen Status verleihen.

(7) Die erste Phase auf dem Weg zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem ist nun 
abgeschlossen. Der Europäische Rat nahm auf seiner Tagung vom 4. November 2004 
das Haager Programm an, das die Ziele für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts vorgibt, die im Zeitraum 2005-2010 erreicht werden sollen. Im Haager 
Programm wurde die Kommission aufgefordert, die Bewertung der Rechtsakte aus 
der ersten Phase abzuschließen und dem Rat und dem Europäischen Parlament die 
Rechtsakte und Maßnahmen der zweiten Phase so vorzulegen, dass sie vor Ende 
2010 angenommen werden können. ▌

(8) Im Europäischen Pakt zu Einwanderung und Asyl vom 15./16. Oktober 2008 stellte 
der Europäische Rat fest, dass zwischen den Mitgliedstaaten weiterhin beträchtliche 
Unterschiede bei der Gewährung von Schutz und den Formen dieses Schutzes 
bestehen, und forderte, dass neue Initiativen ergriffen werden sollten, um die 

                                               
1 ABl. L 304 vom 30.9.2004, S. 12.
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Einführung des im Haager Programm vorgesehenen Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems zu vollenden und so ein höheres Schutzniveau zu bieten.

(8a) Im Programm von Stockholm hat der Europäische Rat wiederholt auf sein Ziel 
hingewiesen, bis spätestens 2012 auf der Grundlage eines einheitlichen 
Asylverfahrens und eines einheitlichen Status gemäß Artikel 78 AEUV einen 
gemeinsamen Raum des Schutzes und der Solidarität für Personen, denen 
internationaler Schutz gewährt wurde, zu errichten. 

(9) Angesichts der Bewertungsergebnisse empfiehlt es sich in dieser Phase, die der 
Richtlinie 2004/83/EG zugrunde liegenden Prinzipien zu bestätigen sowie eine 
stärkere Angleichung der Vorschriften zur Anerkennung und zum Inhalt des 
internationalen Schutzes auf der Grundlage höherer Standards anzustreben ▌.

(10) Die Bemühungen der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Umsetzung der für 
die zweite Phase des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems vorgegebenen 
Schutzstandards, insbesondere die Bemühungen der Mitgliedstaaten, deren 
Asylsystem vor allem aufgrund ihrer geografischen oder demografischen Lage einem 
besonderen und unverhältnismäßigen Druck ausgesetzt ist, sollten mit Mitteln des 
Europäischen Flüchtlingsfonds und des Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (EASO) in geeigneter Weise unterstützt werden. 

(11) Das wesentliche Ziel dieser Richtlinie besteht darin, einerseits zu gewährleisten, dass 
die Mitgliedstaaten gemeinsame Kriterien zur Bestimmung der Personen anwenden, 
die tatsächlich Schutz benötigen, und andererseits sicherzustellen, dass allen diesen 
Personen in allen Mitgliedstaaten ein Mindestniveau von Leistungen geboten wird.

(12) Die Angleichung der Rechtsvorschriften über die Anerkennung und den Inhalt der 
Flüchtlingseigenschaft und des subsidiären Schutzes sollte dazu beitragen, die 
Sekundärmigration von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben,
zwischen Mitgliedstaaten, soweit sie ausschließlich auf unterschiedlichen 
Rechtsvorschriften beruht, einzudämmen.

(13) ▌Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, günstigere als die in den 
Normen dieser Richtlinie vorgesehenen Regelungen für Drittstaatsangehörige oder 
Staatenlose, die um internationalen Schutz seitens eines Mitgliedstaats beantragen, 
einzuführen oder beizubehalten, wenn ein solcher Antrag offensichtlich mit der 
Begründung gestellt wird, dass der Betreffende entweder ein Flüchtling im Sinne von 
Artikel 1 Abschnitt A der Genfer Flüchtlingskonvention oder eine Person ist, die 
Anspruch auf subsidiären Schutz hat.

(14) Diejenigen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, die in den Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten verbleiben dürfen, nicht weil sie internationalen Schutz benötigen, 
sondern aus familiären oder humanitären Ermessensgründen, fallen nicht unter diese 
Richtlinie.

(15) Die Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die 
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insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union1 anerkannt 
wurden. Sie zielt insbesondere darauf ab, die uneingeschränkte Wahrung der 
Menschenwürde und des Asylrechts für Asylsuchende und die sie begleitenden 
Familienangehörigen sicherzustellen sowie die Anwendung der Artikel 1, 7, 11, 14, 
15, 16, 18, 21, 24, 34 und 35 der Charta zu fördern, und sollte entsprechend 
umgesetzt werden. 

(16) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter diese Richtlinie fallen, sind die 
Mitgliedstaaten an ihre Verpflichtungen aus den völkerrechtlichen Instrumenten 
gebunden, denen sie beigetreten sind, einschließlich insbesondere jener, nach 
denen eine Diskriminierung verboten ist.

(17) Bei der Umsetzung dieser Richtlinie sollten die Mitgliedstaaten im Einklang mit dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1989 über die Rechte des Kindes
vorrangig das „Wohl des Kindes“ berücksichtigen. Bei der Bewertung, was dem 
Wohl des Kindes dient, sollten die Mitgliedstaaten insbesondere dem Grundsatz des 
Familienverbands, dem Wohlergehen und der sozialen Entwicklung der 
Minderjährigen, Sicherheitsaspekten sowie dem Willen der Heranwachsenden 
unter Berücksichtigung ihres Alters und ihrer Reife Rechnung tragen.

(18) Der Begriff „Familienangehörige“ muss ausgeweitet werden, wobei den besonderen 
Umständen der Abhängigkeit Rechnung zu tragen und das Wohl des Kindes 
besonders zu berücksichtigen ist. 

(19) Diese Richtlinie lässt das Protokoll über die Gewährung von Asyl für 
Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Anhang zum 
Vertrag über die Europäische Union (EUV) und AEUV unberührt.

(20) Die Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist ein deklaratorischer Akt.

(21) Konsultationen mit dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR) können den Mitgliedstaaten wertvolle Hilfe bei der Bestimmung der 
Flüchtlingseigenschaft nach Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention bieten.

(22) Es sollten Normen für die Bestimmung und die Merkmale der Flüchtlingseigenschaft 
festgelegt werden, um den zuständigen innerstaatlichen Behörden der 
Mitgliedstaaten Hilfen für die Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention zu 
geben.

(23) Es müssen gemeinsame Kriterien für die Anerkennung von Asylbewerbern als 
Flüchtlinge im Sinne von Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention eingeführt 
werden. 

(24) Insbesondere ist es erforderlich, gemeinsame Konzepte zu entwickeln zu: an Ort und 
Stelle („sur place“) entstehender Schutzbedarf, Schadensursachen und Schutz, 
interner Schutz und Verfolgung einschließlich der Verfolgungsgründe.

                                               
1 ABl. C 364 vom 18.12.2000, S. 1.
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(25) Schutz kann, wenn diese willens und in der Lage sind, Schutz zu bieten, entweder 
vom Staat, oder von Parteien oder Organisationen, einschließlich internationaler 
Organisationen, geboten werden, die die Voraussetzungen dieser Richtlinie erfüllen 
und eine Region oder ein größeres Gebiet innerhalb des Staatsgebiets beherrschen ▌. 
Ein solcher Schutz muss wirksam und dauerhaft sein.

(26) Interner Schutz vor Verfolgung oder ernsthaftem Schaden muss vom Antragsteller 
in einem Teil des Herkunftslandes, in den er sicher und legal reisen kann und in dem 
er aufgenommen wird und von dem vernünftigerweise erwartet werden kann, dass 
er sich dort niederlassen kann, tatsächlich in Anspruch genommen werden können.
Wenn die Verfolgung vom Staat oder Vertretern des Staates ausgeht, kann davon 
ausgegangen werden, dass für den Antragsteller kein wirksamer Schutz möglich 
ist. Wenn es sich bei dem Antragsteller um einen unbegleiteten Minderjährigen 
handelt, sind die Verfügbarkeit entsprechender Betreuungsmöglichkeiten und 
Sorgerechtsvereinbarungen, die dem Wohl des unbegleiteten Minderjährigen 
dienen, Teil der Prüfung, ob ein wirksamer Schutz möglich ist.

(27) Bei der Prüfung von Anträgen Minderjähriger auf internationalen Schutz sollten die 
Mitgliedstaaten insbesondere kinderspezifische Formen von Verfolgung 
berücksichtigen. 

(28) Eine der Voraussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling im Sinne von Artikel 1 
Abschnitt A der Genfer Flüchtlingskonvention ist das Vorhandensein eines 
Kausalzusammenhangs zwischen ▌den Verfolgungsgründen Rasse, Religion, 
Nationalität, politische Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe und Verfolgungshandlungen ▌oder fehlendem ▌Schutz vor 
solchen Handlungen.

(29) Es ist ebenso notwendig, einen gemeinsamen Ansatz für den Verfolgungsgrund 
„Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe“ zu entwickeln. Bei der 
Definition einer bestimmten sozialen Gruppe sind die Aspekte im Zusammenhang 
mit dem Geschlecht des Antragstellers, einschließlich seiner geschlechtlichen 
Identität und sexuellen Orientierung, die mit bestimmten Traditionen und 
Bräuchen im Zusammenhang stehen können, wie z. B. Genitalverstümmelungen, 
Zwangssterilisationen oder erzwungene Schwangerschaftsabbrüche angemessen zu 
berücksichtigen, sofern sie Auswirkungen auf die begründete Furcht des 
Antragstellers vor Verfolgungen haben. 

(30) Handlungen im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
sind in der Präambel und in den Artikeln 1 und 2 der Charta der Vereinten Nationen 
dargelegt; sie sind unter anderem in den Resolutionen der Vereinten Nationen zu 
Antiterrormaßnahmen verankert, in denen erklärt wird, „dass die Handlungen, 
Methoden und Praktiken des Terrorismus im Widerspruch zu den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen stehen“ und „dass die wissentliche 
Finanzierung und Planung terroristischer Handlungen sowie die Anstiftung dazu 
ebenfalls im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
stehen“.

(31) Der Begriff „Rechtsstellung“ im Sinne von Artikel 14 kann auch die 
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Flüchtlingseigenschaft einschließen.

(32) Ferner sollten Normen für die Bestimmung und die Merkmale des subsidiären 
Schutzstatus festgelegt werden. Der subsidiäre Schutzstatus sollte die in der Genfer 
Flüchtlingskonvention festgelegte Schutzregelung für Flüchtlinge ergänzen.

(33) Es müssen gemeinsame Kriterien eingeführt werden, die als Grundlage für die
Anerkennung von internationalem Schutz beantragenden Personen als Personen mit 
Anspruch auf subsidiären Schutz dienen. Diese Kriterien sollten völkerrechtlichen 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus Rechtsakten im Bereich der 
Menschenrechte und bestehenden Praktiken in den Mitgliedstaaten entsprechen. 

(34) Gefahren, denen die Bevölkerung oder eine Bevölkerungsgruppe eines Landes 
allgemein ausgesetzt sind, stellen für sich genommen normalerweise keine 
individuelle Bedrohung dar, die als ernsthafter Schaden zu beurteilen wäre. 

(35) Familienangehörige sind aufgrund der alleinigen Tatsache, dass sie mit dem 
Flüchtling verwandt sind, in der Regel gefährdet, in einer Art und Weise verfolgt zu 
werden, dass ein Grund für die Zuerkennung des Flüchtlingsstatus gegeben sein 
kann.

(36) Der Begriff der nationalen Sicherheit und öffentlichen Ordnung gilt auch für die 
Fälle, in denen ein Drittstaatsangehöriger einer Vereinigung angehört, die den 
internationalen Terrorismus unterstützt, oder er eine derartige Vereinigung 
unterstützt.

(36a) Bei der Gewährung der Ansprüche auf die Vergünstigungen gemäß dieser 
Richtlinie tragen die Mitgliedstaaten dem Wohl des Kindes sowie insbesondere der 
Abhängigkeit der Person, die Anspruch auf internationalen Schutz hat, von nahen 
Angehörigen Rechnung, die sich bereits in dem Mitgliedstaat aufhalten und die 
keine Familienmitglieder der Person mit Anspruch auf internationalen Schutz 
sind. Unter besonderen Umständen, wenn es sich bei dem nahen Angehörigen der 
Person, die Anspruch auf internationalen Schutz hat, um eine verheiratete 
Minderjährige/einen verheirateten Minderjährigen handelt, die/der nicht von 
ihrem/seinen Ehepartner begleitet wird, kann es dem Wohl der 
Minderjährigen/des Minderjährigen dienen, in ihrer/seiner ursprünglichen 
Familie zu leben.

(37) ▌Der Forderung des Stockholmer Programms nach Einführung eines einheitlichen 
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz ist 
Rechnung zu tragen. Abgesehen von den Ausnahmeregelungen, die notwendig und 
sachlich gerechtfertigt sind, sollten daher Personen mit Anspruch auf subsidiären 
Schutz dieselben Rechte und Leistungen, wie sie Flüchtlingen gemäß dieser 
Richtlinie zustehen, zu denselben Bedingungen gewährt werden. 

(38) Innerhalb der durch die internationalen Verpflichtungen vorgegebenen Grenzen 
können die Mitgliedstaaten festlegen, dass Leistungen im Hinblick auf den Zugang 
zur Beschäftigung, zur Sozialhilfe, zur medizinischen Versorgung und zu 
Integrationsmaßnahmen nur dann gewährt werden können, wenn vorab ein 
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Aufenthaltstitel ausgestellt worden ist.

(39) Damit Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz die in der Richtlinie 
festgelegten Rechte und Leistungen besser wahrnehmen können, muss ihren 
besonderen Bedürfnissen und den speziellen Integrationsproblemen, denen sie sich 
gegenübersehen, unbeschadet der Möglichkeit der Mitgliedstaaten, günstigere 
Normen zu erlassen oder beizubehalten, Rechnung getragen werden. Dies sollte 
normalerweise nicht zu einer besseren Behandlung als für Angehörige des 
Mitgliedstaats führen.

(40) In diesem Zusammenhang sollten Anstrengungen unternommen werden, um 
insbesondere die Probleme ▌ anzugehen, die Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz daran hindern, beschäftigungsbezogene Bildungsangebote und 
berufsbildende Maßnahmen tatsächlich in Anspruch zu nehmen, unter anderem im 
Zusammenhang mit finanziellen Zwängen.

(41) Diese Richtlinie gilt nicht für finanzielle Zuwendungen, die von den Mitgliedstaaten 
zur Förderung der Bildung gewährt werden.

(42) Es sind besondere Maßnahmen in Betracht zu ziehen, um die praktischen Probleme 
wirksam anzugehen, denen sich Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz 
bei der Feststellung der Echtheit ihrer ausländischen Hochschul- und 
Berufsabschlüsse, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
insbesondere deshalb gegenübersehen, weil sie keine Nachweise vorlegen können 
und nicht in der Lage sind, die Kosten im Zusammenhang mit den 
Anerkennungsverfahren zu tragen.

(43) Insbesondere zur Vermeidung sozialer Härtefälle ist es angezeigt, Personen mit 
Anspruch auf internationalen Schutz  ohne Diskriminierung im Rahmen der 
Sozialfürsorge angemessene Unterstützung in Form von Sozialleistungen und 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts zu gewähren. Bei der Sozialhilfe 
sollten die Modalitäten und die Einzelheiten der Gewährung der Kernleistungen 
für Personen, denen der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt worden ist, durch 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften festgelegt werden. Die Möglichkeit der 
Einschränkung von Leistungen für Personen, denen der subsidiäre Schutzstatus 
zuerkannt worden ist, auf Kernleistungen ist so zu verstehen, dass dieser Begriff 
zumindest ein Mindesteinkommen sowie Unterstützung bei Krankheit, bei 
Schwangerschaft und bei Elternschaft umfasst, sofern diese Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats eigenen Staatsangehörigen 
gewährt werden.

(44) Der Zugang zur medizinischen Versorgung, einschließlich physischer und 
psychologischer Betreuung, sollte für Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz  sichergestellt werden.

(45) Die besonderen Bedürfnisse und die besondere Situation von Personen mit Anspruch 
auf Flüchtlingsstatus oder subsidiären Schutzstatus sollten so weit wie möglich in 
den ihnen angebotenen Integrationsprogrammen berücksichtigt werden, 
einschließlich gegebenenfalls Sprachunterricht und Informationen über 
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persönliche Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit ihrem Schutzstatus in 
dem betreffenden Mitgliedstaat.

(46) Die Anwendung der Richtlinie sollte in regelmäßigen Abständen bewertet werden, 
wobei insbesondere der Entwicklung der völkerrechtlichen Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten im Bereich der Nichtzurückweisung, der Arbeitsmarktentwicklung in 
den Mitgliedstaaten sowie der Ausarbeitung gemeinsamer Grundprinzipien für die 
Integration Rechnung zu tragen ist.

(47) Da das Ziel der geplanten Maßnahme, nämlich die Festlegung von Normen für die 
Gewährung internationalen Schutzes für Drittstaatsangehörige und Staatenlose durch 
die Mitgliedstaaten sowie des Inhalts des zu gewährenden Schutzes, auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann und daher wegen des 
Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme besser auf Unionsebene zu erreichen 
ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem Verhältnismäßigkeitsprinzip 
nach demselben Artikel geht diese Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus.

(47a) Nach den Artikeln 1 und 2 sowie dem Artikel 4a Absatz 1 des Protokolls (Nr. 21) 
über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, das dem EUV und dem AEUV 
beigefügt ist,  beteiligen sich das Vereinigte Königreich und Irland unbeschadet 
des Artikels 4 dieses Protokolls nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die daher 
für das Vereinigte Königreich und Irland weder bindend noch im Vereinigten 
Königreich oder Irland anwendbar ist. 

(48) Nach den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die Position Dänemarks, das dem 
Vertrag über die Europäische Union und dem AEUV beigefügt ist, beteiligt sich 
Dänemark nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die daher für Dänemark weder 
bindend noch in Dänemark anwendbar ist.

(49) Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in innerstaatliches Recht betrifft 
nur jene Bestimmungen, die im Vergleich zu der bisherigen Richtlinie inhaltlich 
geändert wurden. Die Verpflichtung zur Umsetzung der inhaltlich unveränderten 
Bestimmungen ergibt sich aus der bisherigen Richtlinie.

(50) Diese Richtlinie sollte die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in 
Anhang I Teil B genannten Frist für die Umsetzung der Richtlinie in innerstaatliches 
Recht unberührt lassen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
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Zweck

Zweck dieser Richtlinie ist es, Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz  sowie den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes festzulegen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

(a) „internationaler Schutz“ die Flüchtlingseigenschaft und den subsidiären Schutzstatus 
im Sinne der Buchstaben e und g;

(b) „Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz“ Personen, denen die 
Flüchtlingseigenschaft gemäß Buchstabe e oder der subsidiäre Schutzstatus gemäß 
Buchstabe g zuerkannt wurde;

(c) „Genfer Flüchtlingskonvention“ das Abkommen vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge in der durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar 
1967 geänderten Fassung;

(d) „Flüchtling“ einen Drittstaatsangehörigen, der aus der begründeten Furcht vor 
Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Überzeugung oder 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe sich außerhalb des Landes 
befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in 
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will, oder 
einen Staatenlosen, der sich aus denselben vorgenannten Gründen außerhalb des 
Landes seines vorherigen gewöhnlichen Aufenthalts befindet und nicht dorthin 
zurückkehren kann oder wegen dieser Furcht nicht dorthin zurückkehren will und auf 
den Artikel 12 keine Anwendung findet;

(e) „Flüchtlingseigenschaft“ die Anerkennung eines Drittstaatsangehörigen oder eines 
Staatenlosen als Flüchtling durch einen Mitgliedstaat;

(f) „Person mit Anspruch auf subsidiären Schutz“ einen Drittstaatsangehörigen oder einen 
Staatenlosen, der die Voraussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling nicht 
erfüllt, der aber stichhaltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass er bei einer 
Rückkehr in sein Herkunftsland oder, bei einem Staatenlosen, in das Land seines 
vorherigen gewöhnlichen Aufenthalts tatsächlich Gefahr liefe, einen ernsthaften 
Schaden im Sinne des Artikel 15 zu erleiden, und auf den Artikel 17 Absätze 1 und 2 
keine Anwendung findet und der den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen 
kann oder wegen dieser Gefahr nicht in Anspruch nehmen will; 

(g) „subsidiärer Schutzstatus“ die Anerkennung eines Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen durch einen Mitgliedstaat als Person, die Anspruch auf subsidiären 
Schutz hat;



RR\873844DE.doc 15/46 PE448.996v02-00

DE

(h) „Antrag auf internationalen Schutz“ das Ersuchen eines Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen um Schutz durch einen Mitgliedstaat, wenn davon ausgegangen werden 
kann, dass der Antragsteller die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder die 
Gewährung des subsidiären Schutzstatus anstrebt, und wenn er nicht ausdrücklich um 
eine andere, gesondert zu beantragende Form des Schutzes außerhalb des 
Anwendungsbereichs dieser Richtlinie ersucht;

(i) „Antragsteller“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, der einen Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt hat, über den noch keine rechtskräftige Entscheidung 
ergangen ist;

(j) „Familienangehörige“ die folgenden Mitglieder der Familie der Person mit Anspruch 
auf internationalen Schutz,  die sich im Zusammenhang mit dem Antrag auf 
internationalen Schutz in demselben Mitgliedstaat aufhalten, sofern die Familie bereits 
im Herkunftsland bestanden hat: 

– der Ehegatte der Person mit Anspruch auf internationalen Schutz oder ihr nicht 
verheirateter Partner, der mit ihr eine dauerhafte Beziehung führt, soweit in den 
Rechtsvorschriften oder nach der Praxis des betreffenden Mitgliedstaats für 
Drittstaatenangehörige nicht verheiratete Paare ▌ähnlich behandelt werden 
wie verheiratete Paare;

– die minderjährigen Kinder des unter dem ersten Gedankenstrich genannten 
Paares  oder der Person mit Anspruch auf internationalen Schutz,  sofern diese 
ledig sind, gleichgültig, ob es sich nach dem einzelstaatlichen Recht um 
eheliche oder außerehelich geborene oder adoptierte Kinder handelt;

▌

– der Vater, die Mutter oder ein anderer Erwachsener, der nach dem Gesetz oder 
der nationalen Praxis des betreffenden Mitgliedstaats für die Person mit 
Anspruch auf internationalen Schutz verantwortlich ist, wenn Letztere 
minderjährig und unverheiratet ist ▌; 

▌

(k) „Minderjähriger“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen unter 18 Jahren;

(l) „unbegleiteter Minderjähriger“ einen Minderjährigen, der ohne Begleitung eines für 
ihn nach dem Gesetz oder der nationalen Praxis des betreffenden Mitgliedstaats
verantwortlichen Erwachsenen in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einreist, 
solange er sich nicht tatsächlich in der Obhut eines solchen Erwachsenen befindet; 
dies schließt Minderjährige ein, die nach der Einreise in das Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats dort ohne Begleitung zurückgelassen wurden;

(m) „Aufenthaltstitel“ jede von den Behörden eines Mitgliedstaats erteilte und 
entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften ausgestellte Erlaubnis oder 
Genehmigung, die dem Drittstaatsangehörigen oder dem Staatenlosen den Aufenthalt 
im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats gestattet;
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(n) „Herkunftsland“ das Land oder die Länder der Staatsangehörigkeit oder – bei 
Staatenlosen – des früheren gewöhnlichen Aufenthalts.

Artikel 3

Günstigere Normen

Die Mitgliedstaaten können günstigere Normen zur Entscheidung darüber, wer als Flüchtling 
oder Person gilt, die Anspruch auf subsidiären Schutz hat, und zur Bestimmung des Inhalts 
des internationalen Schutzes erlassen oder beibehalten, sofern sie mit dieser Richtlinie 
vereinbar sind.

KAPITEL II

Prüfung von Anträgen auf internationalen Schutz

Artikel 4

Prüfung der Tatsachen und Umstände

1. Die Mitgliedstaaten können es als Pflicht des Antragstellers betrachten, so schnell wie 
möglich alle zur Begründung des Antrags auf internationalen Schutz erforderlichen 
Anhaltspunkte darzulegen. Es ist Pflicht des Mitgliedstaats, unter Mitwirkung des 
Antragstellers die für den Antrag maßgeblichen Anhaltspunkte zu prüfen.

2. Zu den in Absatz 1 genannten Anhaltspunkten gehören Angaben des Antragstellers zu 
Alter, familiären und sozialen Verhältnissen – auch der betroffenen Verwandten –, Identität, 
Staatsangehörigkeit(en), Land/Ländern und Ort(en) des früheren Aufenthalts, früheren 
Asylanträgen, Reisewegen ▌und Reisedokumenten sowie zu den Gründen für seinen Antrag 
auf internationalen Schutz und sämtliche ihm zur Verfügung stehenden Unterlagen hierzu.

3. Die Anträge auf internationalen Schutz sind individuell zu prüfen, wobei Folgendes zu 
berücksichtigen ist:

(a) alle mit dem Herkunftsland verbundenen Tatsachen, die zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über den Antrag relevant sind, einschließlich der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des Herkunftslandes und der Weise, in der sie angewandt 
werden;

(b) die maßgeblichen Angaben des Antragstellers und die von ihm vorgelegten 
Unterlagen, einschließlich Informationen zu der Frage, ob er verfolgt worden ist bzw. 
verfolgt werden könnte oder einen sonstigen ernsthaften Schaden erlitten hat bzw. 
erleiden könnte;

(c) die individuelle Lage und die persönlichen Umstände des Antragstellers, 
einschließlich solcher Faktoren wie familiärer und sozialer Hintergrund, Geschlecht 
und Alter, um bewerten zu können, ob in Anbetracht seiner persönlichen Umstände 
die Handlungen, denen er ausgesetzt war oder ausgesetzt sein könnte, einer 
Verfolgung oder einem sonstigen ernsthaften Schaden gleichzusetzen sind;
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(d) die Frage, ob die Aktivitäten des Antragstellers seit Verlassen des Herkunftslandes 
ausschließlich oder hauptsächlich aufgenommen wurden, um die für die Beantragung 
von internationalem Schutz erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit 
bewertet werden kann, ob der Antragsteller im Fall einer Rückkehr in dieses Land 
aufgrund dieser Aktivitäten verfolgt oder ernsthaften Schaden erleiden würde;

(e) die Frage, ob vom Antragsteller vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er den 
Schutz eines anderen Staates in Anspruch nimmt, dessen Staatsangehörigkeit er für 
sich geltend machen könnte.

4. Die Tatsache, dass ein Antragsteller bereits verfolgt wurde oder einen sonstigen 
ernsthaften Schaden erlitten hat bzw. von solcher Verfolgung oder einem solchen Schaden 
unmittelbar bedroht war, ist ein ernsthafter Hinweis darauf, dass die Furcht des Antragstellers 
vor Verfolgung begründet ist bzw. dass er tatsächlich Gefahr läuft, ernsthaften Schaden zu 
erleiden, es sei denn, stichhaltige Gründe sprechen dagegen, dass der Antragsteller erneut von 
solcher Verfolgung oder einem solchen Schaden bedroht wird.

5. Wenden die Mitgliedstaaten den Grundsatz an, wonach der Antragsteller seinen 
Antrag auf internationalen Schutz begründen muss, und fehlen für Aussagen des 
Antragstellers Unterlagen oder sonstige Beweise, so bedürfen diese Aussagen keines 
Nachweises, wenn

(a) der Antragsteller sich offenkundig bemüht hat, seinen Antrag zu begründen;

(b) alle dem Antragsteller verfügbaren Anhaltspunkte vorliegen und eine hinreichende 
Erklärung für das Fehlen anderer relevanter Anhaltspunkte gegeben wurde;

(c) festgestellt wurde, dass die Aussagen des Antragstellers kohärent und plausibel sind 
und zu den für seinen Fall relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht 
in Widerspruch stehen;

(d) der Antragsteller internationalen Schutz zum frühestmöglichen Zeitpunkt beantragt 
hat, es sei denn, er kann gute Gründe dafür vorbringen, dass dies nicht möglich war; 
und

(e) die generelle Glaubwürdigkeit des Antragstellers festgestellt worden ist.

Artikel 5

Aus Nachfluchtgründen entstehender Bedarf an internationalem Schutz

1. Die begründete Furcht vor Verfolgung oder die tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften 
Schaden zu erleiden, kann auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der 
Antragsteller das Herkunftsland verlassen hat.

2. Die begründete Furcht vor Verfolgung oder die tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften 
Schaden zu erleiden, kann auf Aktivitäten des Antragstellers seit Verlassen des 
Herkunftslandes beruhen, insbesondere wenn die Aktivitäten, auf die er sich stützt, 
nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsland bestehenden 
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Überzeugung oder Ausrichtung sind.

3. Unbeschadet der Genfer Flüchtlingskonvention können die Mitgliedstaaten festlegen, 
dass ein Antragsteller, der einen Folgeantrag stellt, in der Regel nicht als Flüchtling anerkannt 
wird, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umständen beruht, die der Antragsteller nach 
Verlassen des Herkunftslandes selbst geschaffen hat.

Artikel 6

Akteure, von denen die Verfolgung oder ein ernsthafter Schaden ausgehen kann

Die Verfolgung bzw. der ernsthafte Schaden kann ausgehen von

(a) dem Staat; 

(b) Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des 
Staatsgebiets beherrschen;

(c) nichtstaatlichen Akteuren, sofern die unter den Buchstaben a und b genannten Akteure 
einschließlich internationaler Organisationen erwiesenermaßen nicht in der Lage oder 
nicht willens sind, Schutz vor Verfolgung bzw. ernsthaftem Schaden im Sinne des 
Artikels 7 zu bieten.

Artikel 7

Akteure, die Schutz bieten können

1. Der Schutz vor Verfolgung oder ernsthaftem Schaden ▌kann nur geboten werden

(a) vom Staat oder 

(b) von Parteien oder Organisationen einschließlich internationaler Organisationen, die 
den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebiets beherrschen, sofern diese
willens und in der Lage sind, Schutz gemäß Absatz 2 zu bieten.

2. Dieser Schutz muss wirksam und darf nicht nur vorübergehend sein. Ein solcher
Schutz ist generell gewährleistet, wenn die unter Absatz 1 Buchstaben a und b genannten 
Akteure geeignete Schritte einleiten, um die Verfolgung oder den ernsthaften Schaden zu 
verhindern, beispielsweise durch wirksame Rechtsvorschriften zur Ermittlung, 
Strafverfolgung und Ahndung von Handlungen, die eine Verfolgung oder einen ernsthaften 
Schaden darstellen, und wenn der Antragsteller Zugang zu diesem Schutz hat.

3. Bei der Beurteilung der Frage, ob eine internationale Organisation einen Staat oder 
einen wesentlichen Teil des Staatsgebiets beherrscht und den in Absatz 2 beschriebenen 
Schutz gewährleistet, ziehen die Mitgliedstaaten etwaige in einschlägigen Rechtsakten des 
Rates aufgestellte Leitlinien heran.

Artikel 8

Interner Schutz
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1. Bei der Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz können die Mitgliedstaaten 
feststellen, dass ein Antragsteller keinen internationalen Schutz benötigt, sofern er in 
einem Teil seines Herkunftslandes:

(a) keine begründete Furcht vor Verfolgung hat oder keine tatsächliche 
Gefahr läuft, einen ernsthaften Schaden zu erleiden, oder 

(b) Schutz vor Verfolgung oder ernsthaftem Schaden gemäß Artikel 7 in 
Anspruch nehmen kann, 

und sicher und legal in diesen Landesteil reisen und dort aufgenommen werden 
kann und von ihm vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sich dort 
niederlässt.

2. Bei Prüfung der Frage, ob ein Antragsteller begründete Furcht vor Verfolgung hat 
oder die tatsächliche Gefahr läuft, einen ernsthaften Schaden zu erleiden, oder Schutz vor 
Verfolgung oder ernsthaftem Schaden in einem Teil des Herkunftslandes gemäß Absatz 1 in 
Anspruch nehmen kann, berücksichtigen die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 die dortigen 
allgemeinen Gegebenheiten und die persönlichen Umstände des Antragstellers zum Zeitpunkt 
der Entscheidung über den Antrag. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass 
genaue und aktuelle Informationen aus einschlägigen Quellen, wie etwa Informationen des 
▌UNHCR oder des EASO, eingeholt werden.

KAPITEL III

Anerkennung als Flüchtling

Artikel 9

Verfolgungshandlungen

1. Um  als Verfolgung im Sinne des Artikels 1 Abschnitt A der Genfer 
Flüchtlingskonvention zu gelten, muss eine Handlung

(a) aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sein, dass sie eine 
schwerwiegende Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellt, 
insbesondere der Rechte, von denen gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten keine Abweichung 
zulässig ist, oder

(b) in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung 
der Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in 
ähnlicher wie der unter Buchstabe a beschriebenen Weise betroffen ist.

2. Als Verfolgung im Sinne von Absatz 1 können unter anderem die folgenden 
Handlungen gelten: 

(a) Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, einschließlich sexueller Gewalt,

(b) gesetzliche, administrative, polizeiliche und/oder justizielle Maßnahmen, die als 
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solche diskriminierend sind oder in diskriminierender Weise angewandt werden,

(c) unverhältnismäßige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung,

(d) Verweigerung gerichtlichen Rechtsschutzes mit dem Ergebnis einer 
unverhältnismäßigen oder diskriminierenden Bestrafung,

(e) Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigerung des Militärdienstes in einem 
Konflikt, wenn der Militärdienst Verbrechen oder Handlungen umfassen würde, die 
unter die Ausschlussklauseln des Artikels 12 Absatz 2 fallen, und

(f) Handlungen, die an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen oder gegen Kinder 
gerichtet sind.

3. Gemäß Artikel 2 Buchstabe d muss eine Verknüpfung zwischen den in Artikel 10 
genannten Gründen und den in Absatz 1 als Verfolgung eingestuften Handlungen oder dem 
Fehlen von Schutz vor solchen Handlungen  bestehen.

Artikel 10

Verfolgungsgründe

1. Bei der Prüfung der Verfolgungsgründe berücksichtigen die Mitgliedstaaten 
Folgendes:

(a) Der Begriff der Rasse umfasst insbesondere die Aspekte Hautfarbe, Herkunft und 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen Gruppe.

(b) Der Begriff der Religion umfasst insbesondere theistische, nichttheistische und 
atheistische Glaubensüberzeugungen, die Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an 
religiösen Riten im privaten oder öffentlichen Bereich, allein oder in Gemeinschaft mit 
anderen, sonstige religiöse Betätigungen oder Meinungsäußerungen und 
Verhaltensweisen Einzelner oder der Gemeinschaft, die sich auf eine religiöse 
Überzeugung stützen oder nach dieser vorgeschrieben sind.

(c) Der Begriff der Nationalität beschränkt sich nicht auf die Staatsangehörigkeit oder das 
Fehlen einer solchen, sondern bezeichnet insbesondere auch die Zugehörigkeit zu 
einer Gruppe, die durch ihre kulturelle, ethnische oder sprachliche Identität, 
gemeinsame geografische oder politische Herkunft oder ihre Verwandtschaft mit der 
Bevölkerung eines anderen Staates bestimmt wird.

(d) Eine Gruppe gilt insbesondere als eine bestimmte soziale Gruppe, wenn

– die Mitglieder dieser Gruppe angeborene Merkmale oder einen Hintergrund, 
der nicht verändert werden kann, gemein haben, oder Merkmale oder eine 
Glaubensüberzeugung teilen, die so bedeutsam für die Identität oder das 
Gewissen sind, dass der Betreffende nicht gezwungen werden sollte, auf sie zu 
verzichten, und

– die Gruppe in dem betreffenden Land eine deutlich abgegrenzte Identität hat, 
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da sie von der sie umgebenden Gesellschaft als andersartig betrachtet wird.

Je nach den Gegebenheiten im Herkunftsland kann als eine bestimmte soziale Gruppe auch 
eine Gruppe gelten, die sich auf das gemeinsame Merkmal der sexuellen Ausrichtung gründet. 
Als sexuelle Ausrichtung dürfen keine Handlungen verstanden werden, die nach dem 
einzelstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten als strafbar gelten. Geschlechtsspezifische 
Aspekte, einschließlich der geschlechtlichen Identität, werden zum Zwecke der Bestimmung 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der Ermittlung eines Merkmals 
einer solchen Gruppe angemessen berücksichtigt ▌.

(e) Unter dem Begriff der politischen Überzeugung ist insbesondere zu verstehen, dass 
der Antragsteller in einer Angelegenheit, die die in Artikel 6 genannten potenziellen 
Verfolger sowie deren Politiken oder Verfahren betrifft, eine Meinung, Grundhaltung 
oder Überzeugung vertritt, wobei es unerheblich ist, ob der Antragsteller aufgrund 
dieser Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung tätig geworden ist.

2. Bei der Bewertung der Frage, ob die Furcht eines Antragstellers vor Verfolgung 
begründet ist, ist es unerheblich, ob der Antragsteller tatsächlich die Merkmale der Rasse oder 
die religiösen, nationalen, sozialen oder politischen Merkmale aufweist, die zur Verfolgung 
führen, sofern ihm diese Merkmale von seinem Verfolger zugeschrieben werden.

Artikel 11

Erlöschen

1. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist nicht mehr Flüchtling, wenn er

(a) sich freiwillig erneut dem Schutz des Landes, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, 
unterstellt;

(b) nach dem Verlust seiner Staatsangehörigkeit diese freiwillig wiedererlangt hat;

(c) eine neue Staatsangehörigkeit erworben hat und den Schutz des Landes, dessen 
Staatsangehörigkeit er erworben hat, genießt;

(d) freiwillig in das Land, das er aus Furcht vor Verfolgung verlassen hat oder außerhalb 
dessen er sich befindet, zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen hat;

(e) nach Wegfall der Umstände, aufgrund deren er als Flüchtling anerkannt worden ist, es 
nicht mehr ablehnen kann, den Schutz des Landes in Anspruch zu nehmen, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt;

(f) als Staatenloser nach Wegfall der Umstände, aufgrund deren er als Flüchtling 
anerkannt wurde, in der Lage ist, in das Land zurückzukehren, in dem er seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte.

2. Bei der Prüfung von Absatz 1 Buchstaben e und f haben die Mitgliedstaaten zu 
untersuchen, ob die Veränderung der Umstände erheblich und nicht nur vorübergehend ist, so 
dass die Furcht des Flüchtlings vor Verfolgung nicht länger als begründet angesehen werden 
kann.
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3. Absatz 1 Buchstaben e und f finden keine Anwendung auf einen Flüchtling, der sich 
auf zwingende, auf früheren Verfolgungen beruhende Gründe berufen kann, um die 
Inanspruchnahme des Schutzes des Landes, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, oder wenn 
er staatenlos ist, des Landes, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, abzulehnen.

Artikel 12

Ausschluss

1. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist von der Anerkennung als 
Flüchtling ausgeschlossen, wenn er

(a) den Schutz oder Beistand einer Organisation oder einer Institution der Vereinten
Nationen mit Ausnahme des UNHCR gemäß Artikel 1 Abschnitt D der Genfer 
Flüchtlingskonvention genießt. Wird ein solcher Schutz oder Beistand aus 
irgendeinem Grund nicht länger gewährt, ohne dass die Lage des Betroffenen gemäß 
den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
endgültig geklärt worden ist, genießt er ipso facto den Schutz dieser Richtlinie;

(b) von den zuständigen Behörden des Landes, in dem er seinen Aufenthalt genommen 
hat, als Person anerkannt wird, welche die Rechte und Pflichten, die mit dem Besitz 
der Staatsangehörigkeit dieses Landes verknüpft sind, bzw. gleichwertige Rechte und 
Pflichten hat.

2. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist von der Anerkennung als 
Flüchtling ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Gründe zu der Annahme berechtigen, dass 
er

(a) ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen hat, die 
ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen 
festzulegen;

(b) eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb des Aufnahmelandes begangen hat, 
bevor er als Flüchtling aufgenommen wurde, d. h. vor dem Zeitpunkt der Ausstellung 
eines Aufenthaltstitels aufgrund der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft; 
insbesondere grausame Handlungen können als schwere nichtpolitische Straftaten 
eingestuft werden, auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt werden;

(c) sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen, wie sie in der Präambel und in den Artikeln 1 und 2 der Charta 
der Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen.

3. Absatz 2 findet auf Personen Anwendung, die andere zu den darin genannten 
Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise daran beteiligen.

KAPITEL IV

Flüchtlingseigenschaft
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Artikel 13

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft

Die Mitgliedstaaten erkennen einem Drittstaatsangehörigen oder einem Staatenlosen, der die 
Voraussetzungen der Kapitel II und III erfüllt, die Flüchtlingseigenschaft zu.

Artikel 14

Aberkennung, Beendigung oder Ablehnung der Verlängerung der Flüchtlingseigenschaft

1. Bei Anträgen auf internationalen Schutz, die nach Inkrafttreten der Richtlinie 
2004/83/EG  gestellt wurden, erkennen die Mitgliedstaaten einem Drittstaatsangehörigen oder 
einem Staatenlosen die von einer Regierungs- oder Verwaltungsbehörde, einem Gericht oder 
einer gerichtsähnlichen Behörde zuerkannte Flüchtlingseigenschaft ab, beenden diese oder 
lehnen ihre Verlängerung ab, wenn er gemäß Artikel 11 nicht länger Flüchtling ist.

2. Unbeschadet der Pflicht des Flüchtlings, gemäß Artikel 4 Absatz 1 alle maßgeblichen 
Tatsachen offen zu legen und alle maßgeblichen, ihm zur Verfügung stehenden Unterlagen 
vorzulegen, weist der Mitgliedstaat, der ihm die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat, in 
jedem Einzelfall nach, dass die betreffende Person gemäß Absatz 1 nicht länger Flüchtling ist 
oder es nie gewesen ist.

3. Die Mitgliedstaaten erkennen einem Drittstaatsangehörigen oder einem Staatenlosen 
die Flüchtlingseigenschaft ab, beenden diese oder lehnen ihre Verlängerung ab, falls der 
betreffende Mitgliedstaat nach Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft feststellt, dass

(a) die Person gemäß Artikel 12 von der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft hätte 
ausgeschlossen werden müssen oder ausgeschlossen ist;

(b) eine falsche Darstellung oder das Verschweigen von Tatsachen seinerseits, 
einschließlich der Verwendung falscher oder gefälschter Dokumente, für die 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ausschlaggebend war.

4. Die Mitgliedstaaten können einem Flüchtling die ihm von einer Regierungs- oder 
Verwaltungsbehörde, einem Gericht oder einer gerichtsähnlichen Behörde zuerkannte 
Rechtsstellung aberkennen, diese beenden oder ihre Verlängerung ablehnen, wenn 

(a) es stichhaltige Gründe für die Annahme gibt, dass er eine Gefahr für die Sicherheit des 
Mitgliedstaats darstellt, in dem er sich aufhält;

(b) er eine Gefahr für die Allgemeinheit dieses Mitgliedstaats darstellt, weil er wegen 
einer besonders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt wurde.

5. In den in Absatz 4 genannten Fällen können die Mitgliedstaaten entscheiden, einem 
Flüchtling eine Rechtsstellung nicht zuzuerkennen, solange noch keine Entscheidung darüber 
gefasst worden ist.

6. Personen, auf die die Absätze 4 oder 5 Anwendung finden, können die in den 
Artikeln 3, 4, 16, 22, 31, 32 und 33 der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Rechte oder 
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vergleichbare Rechte geltend machen, sofern sie sich in dem betreffenden Mitgliedstaat 
aufhalten.

KAPITEL V

Voraussetzungen für den Anspruch auf subsidiären Schutz

Artikel 15

Ernsthafter Schaden

Als ernsthafter Schaden gilt:

(a) die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe oder

(b) Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung eines 
Antragstellers im Herkunftsland oder

(c) eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer 
Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikts.

Artikel 16

Erlöschen

1. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist nicht mehr subsidiär 
Schutzberechtigter, wenn die Umstände, die zur Zuerkennung des subsidiären Schutzes 
geführt haben, nicht mehr bestehen oder sich in einem Maße verändert haben, dass ein solcher 
Schutz nicht mehr erforderlich ist.

2. Bei Anwendung des Absatzes 1 berücksichtigen die Mitgliedstaaten, ob sich die 
Umstände so wesentlich und nicht nur vorübergehend verändert haben, dass die Person, die 
Anspruch auf subsidiären Schutz hat, tatsächlich nicht länger Gefahr läuft, einen ernsthaften 
Schaden zu erleiden.

3. Absatz 1 findet keine Anwendung auf eine Person mit Anspruch auf subsidiären 
Schutz, die sich auf zwingende, auf früher erlittenem ernsthaftem Schaden beruhende Gründe 
berufen kann, um die Inanspruchnahme des Schutzes des Landes, dessen Staatsangehörigkeit 
sie besitzt, oder wenn sie staatenlos ist, des Landes, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte, abzulehnen.

Artikel 17

Ausschluss

1. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist von der Gewährung subsidiären 
Schutzes ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Gründe die Annahme rechtfertigen, dass er

(a) ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen 
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die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen hat, die 
ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen 
festzulegen;

(b) eine schwere Straftat begangen hat;

(c) sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen, wie sie in der Präambel und den Artikeln 1 und 2 der Charta der 
Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen;

(d) eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit des Mitgliedstaats darstellt, 
in dem er sich aufhält.

2. Absatz 1 findet auf Personen Anwendung, die andere zu den darin genannten 
Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise daran beteiligen.

3. Die Mitgliedstaaten können einen Drittstaatsangehörigen oder einen Staatenlosen von 
der Gewährung subsidiären Schutzes ausschließen, wenn er vor seiner Aufnahme in dem 
Mitgliedstaat ein oder mehrere nicht unter Absatz 1 fallende Straftaten begangen hat, die mit 
Freiheitsstrafe bestraft würden, wenn sie in dem betreffenden Mitgliedstaat begangen worden 
wären, und er sein Herkunftsland nur verlassen hat, um einer Bestrafung wegen dieser 
Straftaten zu entgehen.

KAPITEL VI

Subsidiärer Schutzstatus

Artikel 18

Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus

Die Mitgliedstaaten erkennen einem Drittstaatsangehörigen oder einem Staatenlosen, der die 
Voraussetzungen der Kapitel II und V erfüllt, den subsidiären Schutzstatus zu.

Artikel 19

Aberkennung, Beendigung oder Ablehnung der Verlängerung des subsidiären Schutzstatus

1. Bei Anträgen auf internationalen Schutz, die nach Inkrafttreten der Richtlinie 
2004/83/EG gestellt wurden, erkennen die Mitgliedstaaten einem Drittstaatsangehörigen oder 
einem Staatenlosen den von einer Regierungs- oder Verwaltungsbehörde, einem Gericht oder 
einer gerichtsähnlichen Behörde zuerkannten subsidiären Schutzstatus ab, beenden diesen 
oder lehnen seine Verlängerung ab, wenn die betreffende Person gemäß Artikel 16 nicht 
länger Anspruch auf subsidiären Schutz erheben kann.

2. Die Mitgliedstaaten können einem Drittstaatsangehörigen oder einem Staatenlosen den 
von einer Regierungs- oder Verwaltungsbehörde, einem Gericht oder einer gerichtsähnlichen 
Behörde zuerkannten subsidiären Schutzstatus aberkennen, diesen beenden oder seine 
Verlängerung ablehnen, wenn er nach der Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus gemäß 
Artikel 17 Absatz 3 von der Gewährung subsidiären Schutzes hätte ausgeschlossen werden 
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müssen.

3. Die Mitgliedstaaten erkennen einem Drittstaatsangehörigen oder einem Staatenlosen 
den subsidiären Schutzstatus ab, beenden diesen oder lehnen eine Verlängerung ab, wenn

(a) er nach der Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus gemäß Artikel 17 Absätze 1 
und 2 von der Gewährung subsidiären Schutzes hätte ausgeschlossen werden müssen 
oder ausgeschlossen ist;

(b) eine falsche Darstellung oder das Verschweigen von Tatsachen seinerseits, 
einschließlich der Verwendung falscher oder gefälschter Dokumente, für die 
Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus ausschlaggebend war.

4. Unbeschadet der Pflicht des Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 alle maßgeblichen Tatsachen offen zu legen und alle 
maßgeblichen, ihm zur Verfügung stehenden Unterlagen vorzulegen, weist der 
Mitgliedstaat, der ihm den subsidiären Schutzstatus zuerkannt hat, in jedem 
Einzelfall nach, dass die betreffende Person gemäß den Absätzen 1 bis 3 keinen oder 
nicht mehr Anspruch auf subsidiären Schutz hat.

KAPITEL VII

Inhalt des internationalen Schutzes

Artikel 20

Allgemeine Bestimmungen

1. Die Bestimmungen dieses Kapitels berühren nicht die in der Genfer 
Flüchtlingskonvention verankerten Rechte.

2. Sofern nichts anderes bestimmt wird, gilt dieses Kapitel sowohl für Flüchtlinge als 
auch für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz.

3. Die Mitgliedstaaten berücksichtigen bei der Umsetzung dieses Kapitels die spezielle 
Situation von schutzbedürftigen Personen wie Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, 
Behinderten, älteren Menschen, Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjährigen 
Kindern, Opfern des Menschenhandels, Personen mit geistigen Störungen und Personen, die 
Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller 
Gewalt erlitten haben.

4. Absatz 3 gilt nur für Personen, die nach einer Einzelprüfung ihrer Situation als 
Personen mit besonderen Bedürfnissen eingestuft werden.

5. Bei der Anwendung der Minderjährige berührenden Bestimmungen dieses Kapitels 
berücksichtigen die Mitgliedstaaten vorrangig das Wohl des Kindes.
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Artikel 21

Schutz vor Zurückweisung

1. Die Mitgliedstaaten achten den Grundsatz der Nichtzurückweisung in 
Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen.

2. Ein Mitgliedstaat kann, sofern dies nicht aufgrund der in Absatz 1 genannten 
völkerrechtlichen Verpflichtungen untersagt ist, einen Flüchtling unabhängig davon, ob er als 
solcher förmlich anerkannt ist oder nicht, zurückweisen, wenn 

(a) es stichhaltige Gründe für die Annahme gibt, dass er eine Gefahr für die Sicherheit des 
Mitgliedstaats darstellt, in dem er sich aufhält, oder

(b) er eine Gefahr für die Allgemeinheit dieses Mitgliedstaats darstellt, weil er wegen 
einer besonders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt wurde.

3. Die Mitgliedstaaten können den einem Flüchtling erteilten Aufenthaltstitel widerrufen, 
beenden oder seine Verlängerung bzw. die Erteilung eines Aufenthaltstitels ablehnen, wenn 
Absatz 2 auf die betreffende Person Anwendung findet.

Artikel 22

Information

Die Mitgliedstaaten gewähren Personen mit Anspruch auf  internationalen Schutz so bald wie 
möglich nach Zuerkennung des jeweiligen Schutzstatus Zugang zu Informationen über die 
Rechte und Pflichten in Zusammenhang mit dem Status in einer Sprache, die sie verstehen 
oder von der angenommen werden darf, dass sie sie verstehen.

Artikel 23

Wahrung des Familienverbands

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der Familienverband aufrechterhalten 
werden kann.

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Familienangehörigen der Person mit 
Anspruch auf internationalen Schutz , die selbst nicht die Voraussetzungen für die Gewährung 
dieses Schutzes  erfüllen, gemäß den einzelstaatlichen Verfahren Anspruch auf die in den 
Artikeln 24 bis 35 genannten Leistungen haben, sofern dies mit der persönlichen 
Rechtsstellung des Familienangehörigen vereinbar ist.

3. Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn der Familienangehörige aufgrund 
der Kapitel III und V von der Gewährung internationalen  Schutzes ausgeschlossen ist oder 
ausgeschlossen wäre.

4. Unbeschadet der Absätze 1 und 2 können die Mitgliedstaaten aus Gründen der 
nationalen Sicherheit oder öffentlichen Ordnung die dort aufgeführten Leistungen verweigern, 
einschränken oder entziehen. 
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5. Die Mitgliedstaaten können entscheiden, dass dieser Artikel auch für andere enge 
Verwandte gilt, die zum Zeitpunkt des Verlassens des Herkunftslandes innerhalb des 
Familienverbands lebten und zu diesem Zeitpunkt vollständig oder größtenteils von der 
Person, die Anspruch auf internationalen Schutz hat, abhängig waren.

Artikel 24

Aufenthaltstitel

1. So bald wie möglich nach Zuerkennung des internationalen Schutzes und 
unbeschadet des Artikels 21 Absatz 3 stellen die Mitgliedstaaten Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz einen Aufenthaltstitel aus, der mindestens drei Jahre gültig und 
verlängerbar sein muss, es sei denn, dass zwingende Gründe der nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung dem entgegenstehen.

Unbeschadet des Artikels 23 Absatz 1 kann der Aufenthaltstitel, der Familienangehörigen von 
Personen, denen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt worden ist, ausgestellt wird, weniger 
als drei Jahre gültig und verlängerbar sein.

2. So bald wie möglich nach Zuerkennung des internationalen Schutzes stellen die 
Mitgliedstaaten Personen, denen der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt worden ist, und 
ihren Familienangehörigen einen verlängerbaren Aufenthaltstitel aus, der mindestens ein 
Jahr und bei einer Verlängerung zwei Jahre gültig sein muss, es sei denn, dass zwingende 
Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung dem entgegenstehen.

Artikel 25

Reisedokumente

1. Die Mitgliedstaaten stellen Personen, denen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt 
worden ist, Reiseausweise — wie im Anhang zur Genfer Flüchtlingskonvention vorgesehen 
— für Reisen außerhalb ihres Gebietes aus, es sei denn, dass zwingende Gründe der 
nationalen Sicherheit oder öffentlichen Ordnung dem entgegenstehen.

2. Die Mitgliedstaaten stellen Personen, denen der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt 
worden ist und die keinen nationalen Pass erhalten können, Dokumente für Reisen außerhalb 
ihres Hoheitsgebiets  aus, es sei denn, dass zwingende Gründe der nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung dem entgegenstehen.

Artikel 26

Zugang zur Beschäftigung

1. Unmittelbar nach Zuerkennung des Schutzstatus  gestatten die Mitgliedstaaten 
Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz  die Aufnahme einer unselbstständigen 
oder selbstständigen Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften, die für den betreffenden Beruf 
oder für die öffentliche Verwaltung allgemein gelten.

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz  beschäftigungsbezogene Bildungsangebote für Erwachsene, berufsbildende 
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Maßnahmen, einschließlich Schulungsmaßnahmen zur Weiterqualifizierung,  praktische 
Berufserfahrung am Arbeitsplatz und Beratungsleistungen der Arbeitsämter  zu 
gleichwertigen Bedingungen wie eigenen Staatsangehörigen angeboten werden.

3. Die Mitgliedstaaten sind bestrebt, Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz 
uneingeschränkten Zugang zu den Aktivitäten gemäß Absatz 2 zu erleichtern ▌.

4. Die in den Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvorschriften über das Arbeitsentgelt, den 
Zugang zu Systemen der sozialen Sicherheit im Rahmen der unselbstständigen oder 
selbstständigen Erwerbstätigkeit sowie sonstige Beschäftigungsbedingungen finden 
Anwendung.

Artikel 27

Zugang zu Bildung

1. Die Mitgliedstaaten gewähren allen Minderjährigen, denen internationaler Schutz 
gewährt wurde,  zu denselben Bedingungen wie eigenen Staatsangehörigen Zugang zum 
Bildungssystem.

2. Die Mitgliedstaaten gestatten Erwachsenen, denen internationaler Schutz gewährt 
wurde,  zu denselben Bedingungen wie Drittstaatsangehörigen mit rechtmäßigem Aufenthalt 
Zugang zum allgemeinen Bildungssystem, zu Weiterbildung und Umschulung. 

Artikel 28

Zugang zu Verfahren für die Anerkennung von Befähigungsnachweisen

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz und eigene Staatsangehörige im Rahmen der bestehenden Verfahren zur Anerkennung 
von ausländischen Hochschul- und Berufsabschlüssen, Prüfungszeugnissen und sonstigen 
Befähigungsnachweisen gleich behandelt werden.

2. Die Mitgliedstaaten sind bestrebt, für Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz, die keine Nachweise für ihre Qualifikationen beibringen können, ▌ den
uneingeschränkten Zugang zu geeigneten Programmen für die Beurteilung, Validierung und 
Bestätigung früher erworbener Kenntnisse ▌ zu erleichtern. Solche Maßnahmen müssen im 
Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen1 stehen.

▌

                                               
1 ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22. 
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Artikel 29

Sozialhilfeleistungen

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz  in dem Mitgliedstaat, der diesen Schutz  gewährt hat, die notwendige 
Sozialhilfe wie Staatsangehörige dieses Mitgliedstaats erhalten.

2. Abweichend von der allgemeinen Regel nach Absatz 1 können die Mitgliedstaaten 
die Sozialhilfe für Personen, denen der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt worden ist, auf 
Kernleistungen beschränken, die sie im gleichen Umfang und unter denselben 
Voraussetzungen wie für eigene Staatsangehörige gewähren.

Artikel 30

Medizinische Versorgung

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz  zu denselben Bedingungen wie Staatsangehörige des diesen 
Schutz gewährenden Mitgliedstaats Zugang zu medizinischer Versorgung haben.

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten unter denselben Voraussetzungen wie 
Staatsangehörigen des den Schutz gewährenden Mitgliedstaats eine angemessene 
medizinische Versorgung, einschließlich erforderlichenfalls einer Behandlung 
psychologischer Störungen, von Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, die 
besondere Bedürfnisse haben, wie Schwangere, Behinderte, Personen, die Folter, 
Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt 
erlitten haben, oder Minderjährige, die Opfer irgendeiner Form von Missbrauch, 
Vernachlässigung, Ausbeutung, Folter, grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung gewesen sind oder unter bewaffneten Konflikten gelitten haben.

Artikel 31

Unbegleitete Minderjährige

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen so rasch wie möglich, nachdem internationaler Schutz 
gewährt wurde, die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass unbegleitete 
Minderjährige durch einen gesetzlichen Vormund oder erforderlichenfalls durch eine 
Einrichtung, die für die Betreuung und das Wohlergehen von Minderjährigen verantwortlich 
ist, oder durch eine andere geeignete Instanz, einschließlich einer gesetzlich vorgesehenen 
oder gerichtlich angeordneten Instanz, vertreten werden.

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der bestellte Vormund oder Vertreter die 
Bedürfnisse des Minderjährigen bei der Anwendung der Richtlinie gebührend berücksichtigt. 
Die zuständigen Behörden nehmen regelmäßige Bewertungen vor.

3. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass unbegleitete Minderjährige wahlweise 
folgendermaßen untergebracht werden:

(a) bei erwachsenen Verwandten oder
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(b) in einer Pflegefamilie oder

(c) in speziellen Einrichtungen für Minderjährige oder

(d) in anderen für Minderjährige geeigneten Unterkünften.

Hierbei werden die Wünsche des Kindes entsprechend seinem Alter und seiner Reife 
berücksichtigt.

4. Geschwister sollen möglichst zusammenbleiben, wobei das Wohl des betreffenden 
Minderjährigen, insbesondere sein Alter und sein Reifegrad, zu berücksichtigen ist. Wechsel 
des Aufenthaltsorts sind bei unbegleiteten Minderjährigen auf ein Mindestmaß zu 
beschränken.

5. Wird einem unbegleiteten Minderjährigen internationaler Schutz gewährt, ohne 
dass mit der Suche nach seinen Familienangehörigen bereits begonnen wurde, leiten die 
Mitgliedstaaten ▌ nach Gewährung von internationalem Schutzes baldmöglichst die Suche 
nach den Familienangehörigen des unbegleiteten Minderjährigen ein und tragen gleichzeitig 
für dessen Wohl Sorge. Wurde die Suche nach den Familienangehörigen bereits eingeleitet, 
setzen die Mitgliedstaaten diese Suche gegebenenfalls fort. In Fällen, in denen das Leben 
oder die Unversehrtheit des Minderjährigen oder seiner nahen Verwandten bedroht sein 
könnte, insbesondere wenn diese im Herkunftsland geblieben sind, ist darauf zu achten, dass 
die Erfassung, Verarbeitung und Weitergabe von Informationen über diese Personen 
vertraulich erfolgt.

6. Das Betreuungspersonal für unbegleitete Minderjährige muss im Hinblick auf die 
Bedürfnisse von Minderjährigen adäquat ausgebildet sein und sich regelmäßig fortbilden.

Artikel 32

Zugang zu Wohnraum

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz  Zugang zu Wohnraum unter Bedingungen erhalten, die den Bedingungen 
gleichwertig sind, die für andere Drittstaatsangehörige gelten, die sich rechtmäßig in ihrem 
Hoheitsgebiet aufhalten. 

2. Bei der Anwendung eines nationalen Verteilungsmechanismus für Personen mit 
Anspruch auf internationalen Schutz sind die Mitgliedstaaten bestrebt, Maßnahmen zur 
Verhinderung der Diskriminierung von Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz 
und zur Gewährleistung der Chancengleichheit beim Zugang zu Wohnraum zu ergreifen. 

Artikel 33

Freizügigkeit innerhalb eines Mitgliedstaats

Die Mitgliedstaaten gestatten die Bewegungsfreiheit von Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz  in ihrem Hoheitsgebiet unter den gleichen Bedingungen und 
Einschränkungen wie für andere Drittstaatsangehörige, die sich rechtmäßig in ihrem 
Hoheitsgebiet aufhalten.



PE448.996v02-00 32/46 RR\873844DE.doc

DE

Artikel 34

Zugang zu Integrationsmaßnahmen

Um die Integration von Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz in die Gesellschaft 
zu erleichtern, gewährleisten die Mitgliedstaaten den Zugang zu von ihnen für sinnvoll 
erachteten Integrationsprogrammen, die den besonderen Bedürfnissen von Personen mit 
Flüchtlingseigenschaft oder subsidiärem Schutzstatus Rechnung tragen, oder schaffen die 
erforderlichen Rahmenbedingungen, die den Zugang zu diesen Programmen garantieren.

▌

Artikel 35

Rückführung

Die Mitgliedstaaten können Personen mit internationalem Schutzstatus,  die zurückkehren 
möchten, Unterstützung gewähren.

KAPITEL VIII

Verwaltungszusammenarbeit

Artikel 36

Zusammenarbeit

Jeder Mitgliedstaat benennt eine einzelstaatliche Kontaktstelle und teilt deren Anschrift der 
Kommission mit. Die Kommission leitet diese Angaben an die  übrigen Mitgliedstaaten 
weiter. 

In Abstimmung mit der Kommission treffen die Mitgliedstaaten die geeigneten Maßnahmen, 
um eine unmittelbare Zusammenarbeit und einen Informationsaustausch zwischen den 
zuständigen Behörden herzustellen.

Artikel 37

Personal

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Behörden und Organisationen, die diese 
Richtlinie anwenden, die nötige Ausbildung erhalten haben und in Bezug auf die 
Informationen, die sie durch ihre Arbeit erhalten, der Schweigepflicht unterliegen, wie sie im 
einzelstaatlichen Recht definiert ist.
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KAPITEL IX

Schlussbestimmungen

Artikel 38

Berichterstattung

1. Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum …*

Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie und schlägt gegebenenfalls Änderungen vor. 
Diese Änderungsvorschläge werden vorzugsweise die Artikel 2 und 7 betreffen. Die 
Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum …** alle für die Erstellung dieses 
Berichts sachdienlichen Angaben.

2. Nach Vorlage des Berichts erstattet die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat mindestens alle fünf Jahre Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie.

Artikel 39 
Umsetzung

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
Kraft, um den Artikeln 1, 2, 4, 7, 8, 9, 10, 11, 16, 19, 20, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 
32, 33, 34 und 35 bis spätestens …* nachzukommen. Sie teilen der  Kommission 
unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit und fügen eine Tabelle mit den 
Entsprechungen zwischen der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst 
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. In 
diese Vorschriften fügen sie die Erklärung ein, dass Verweise in den geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf die durch diese Richtlinie aufgehobene Richtlinie als Verweise 
auf diese Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten der Bezugnahme und 
die Formulierung der Erklärung fest.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die diese Richtlinie betreffen ▌.

Artikel 40

Aufhebung

Die Richtlinie 2005/85/EG wird im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten, die durch diese 
Richtlinie gebunden sind, unbeschadet der Verpflichtungen dieser Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der in Anhang I Teil B genannten Frist für die Umsetzung der Richtlinie in 

                                               
* ABl. bitte Datum einfügen: 42 Monate ab dem Datum der Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union.
** ABl. bitte Datum einfügen: 36 Monate ab dem Datum der Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union.
* ABl. bitte Datum einfügen: 24 Monate ab dem Datum der Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union.
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einzelstaatliches Recht mit Wirkung vom [Tag, der auf den in Artikel 39 Absatz 1 
Unterabsatz 1 dieser Richtlinie genannten Zeitpunkt folgt]* aufgehoben.

Im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten, die durch diese Richtlinie gebunden sind, gelten
Verweise auf die aufgehobene Richtlinie als Verweise auf die vorliegende Richtlinie nach der 
Entsprechungstabelle in Anhang II.

Artikel 41

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft.

Die Artikel 1, 2, 4, 8, 9, 10, 11, 16, 19, 20, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34 
und 35 gelten ab dem [Tag, der auf den in Artikel 39 Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten 
Zeitpunkt folgt]*.

Artikel 42

Adressaten

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu … am 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Präsident Der Präsident
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ANHANG I

Teil A

Aufgehobene Richtlinie
(gemäß Artikel 40)

Richtlinie 2004/83/EG des Rates (ABl. L 304 vom 30.9.2004, 
S. 12)

Teil B

Frist für die Umsetzung in innerstaatliches Recht
(gemäß Artikel 39)

Richtlinie Umsetzungsfrist

2004/83/EG 10. Oktober 2006
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ANHANG II
Entsprechungstabelle

Richtlinie 2004/83/EG Diese Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 einleitender Satzteil Artikel 2 einleitender Satzteil

Artikel 2 Buchstabe a Artikel 2 Buchstabe a

- Artikel 2 Buchstabe b

Artikel 2 Buchstaben b bis g Artikel 2 Buchstaben c bis h

- Artikel 2 Buchstabe i

Artikel 2 Buchstabe h
-

Artikel 2 Buchstabe j erster und zweiter 
Gedankenstrich

Artikel 2 Buchstabe j dritter, vierter und 
fünfter Gedankenstrich

- Artikel 2 Buchstabe k

Artikel 2 Buchstabe i Artikel 2 Buchstabe l

Artikel 2 Buchstabe j Artikel 2 Buchstabe m

Artikel 2 Buchstabe k Artikel 2 Buchstabe n

Artikel 3 Artikel 3

Artikel 4 Artikel 4

Artikel 5 Artikel 5

Artikel 6 Artikel 6

Artikel 7 Artikel 7

Artikel 8 Absätze 1 und 2 Artikel 8 Absätze 1 und 2

Artikel 8 Absatz 3 -

Artikel 9 Artikel 9



RR\873844DE.doc 37/46 PE448.996v02-00

DE

Artikel 10 Artikel 10

Artikel 11 Absätze 1 und 2 Artikel 11 Absätze 1 und 2

- Artikel 11 Absatz 3

Artikel 12 Artikel 12

Artikel 13 Artikel 13

Artikel 14 Artikel 14

Artikel 15 Artikel 15

Artikel 16 Absätze 1 und 2 Artikel 16 Absätze 1 und 2

- Artikel 16 Absatz 3

Artikel 17 Artikel 17

Artikel 18 Artikel 18

Artikel 19 Artikel 19

Artikel 20 Absätze 1 bis 5 Artikel 20 Absätze 1 bis 5

Artikel 20 Absätze 6 und 7 -

Artikel 21 Artikel 21

Artikel 22 Artikel 22

Artikel 23 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 1

Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 1 Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 1

Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 2 -

Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 3 -

Artikel 23 Absätze 3 bis 5 Artikel 23 Absätze 3 bis 5

Artikel 24 Absatz 1 Artikel 24 Absatz 1
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Artikel 24 Absatz 2 -

Artikel 25 Artikel 25

Artikel 26 Absätze 1 bis 3 Artikel 26 Absätze 1 bis 3

Artikel 26 Absatz 4 -

Artikel 26 Absatz 5 Artikel 26 Absatz 4

Artikel 27 Absätze 1 und 2 Artikel 27 Absätze 1 und 2

Artikel 27 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 1

- Artikel 28 Absätze 2 und 3

Artikel 28 Absatz 1 Artikel 29 Absatz 1

Artikel 28 Absatz 2 -

Artikel 29 Absatz 1 Artikel 30 Absatz 1

Artikel 29 Absatz 2

Artikel 29 Absatz 3

-

Artikel 30 Absatz 2

Artikel 30 Artikel 31

Artikel 31 Artikel 32

Artikel 32 Artikel 33

Artikel 33 Artikel 34

Artikel 34 Artikel 35

Artikel 35 Artikel 36

Artikel 36 Artikel 37

Artikel 37 Artikel 38

Artikel 38 Artikel 39

- Artikel 40

Artikel 39 Artikel 41
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Artikel 40 Artikel 42

– Anhang I

– Anhang II

Or. en
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BEGRÜNDUNG

Der Vorschlag der Kommission für die Neufassung der ursprünglichen Richtlinie 2004/83/EG 
ist Teil des Bestrebens, bis 2012 zu einer Gemeinsamen Europäischen Asylpolitik zu 
gelangen. Zur ursprünglichen Richtlinie wurde das Europäische Parlament nur konsultiert: 
Nun, nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon, trägt das Parlament die Entscheidung 
mit. Der Vorschlag, der nunmehr dem Plenum vorgelegt wird, ist das Ergebnis von sechs 
informellen Trilogen, was hoffentlich zu einer Einigung in erster Lesung führt.

Die bestehende Richtlinie enthält zwei zentrale Elemente: die Gründe, aus denen die 
Flüchtlingseigenschaft oder der subsidiäre Schutzstatus anerkannt werden, und den Umfang
dieses Schutzes in Bezug auf Aufenthalt, Beschäftigung und soziale Rechte innerhalb des für 
den Schutz verantwortlichen Mitgliedstaats.

Die Kommission hat den Vorschlag für eine Neufassung (Richtlinie KOM(2009) 551 
endgültig 2) als Ergebnis der geforderten Überarbeitung der früheren Richtlinie und der 
Weiterentwicklung der Rechtsprechung vorgelegt. Klar ist, dass es bei der Praxis der 
Umsetzung der derzeitigen Richtlinie in den einzelnen Mitgliedstaaten beträchtliche 
Abweichungen gibt. Dies führt zu großen Unterschieden bei den Anerkennungsquoten 
insgesamt und bringt die Gefahr der Fortsetzung der Sekundärmigration der Antragsteller mit 
sich. Zwar lassen sich einige dieser Unterschiede durch eine verbesserte Zusammenarbeit 
ausgleichen, bei der das neue Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen eine wichtige 
Rolle spielen sollte, doch muss am Rechtsrahmen – der Richtlinie selbst – einiges klargestellt 
werden, um einen stärkeren, eindeutigeren Rahmen für den Umsetzungsprozess zu schaffen.

Eine wichtige hier vorgeschlagene Änderung besteht darin, die beiden Schutzkategorien enger 
aneinander anzunähern und somit allgemein von Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz zu sprechen. Dies wird die mit der Umsetzung betrauten Stellen erneut darauf 
hinweisen, dass die beiden Schutzkategorien einander ergänzen: Ein subsidiärer Schutz ist 
von ebenso großer Bedeutung für Personen, denen im Fall einer Rückkehr in ihr 
Herkunftsland möglicherweise ernsthafter Schaden droht. Der Vorschlag zielt ferner darauf 
ab, die Ansprüche innerhalb des Schutzumfangs enger aneinander anzugleichen, wobei der 
Zugang zum Arbeitsmarkt der wichtigste ist. Die meisten Mitgliedstaaten machen bereits jetzt 
kaum Unterschiede zwischen den beiden Gruppen: Allerdings wird eine unterschiedliche 
Behandlung in drei Bereichen weiterhin möglich sein: Sozialleistungen (entsprechend dem 
Status quo – der sozialen Sicherheit ist eine Erwägung gewidmet); Integrationsmaßnahmen 
und Aufenthaltstitel – wenn auch ein gewisser Fortschritt bei Letzterem erreicht wurde, wo 
eine Verlängerung nach einem Jahr für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz 
mindestens über zwei Jahre laufen muss (wenige Mitgliedstaaten treffen derzeit eine 
Unterscheidung). Das EP vertrat die Ansicht, dass dies für die Integration und dafür wichtig 
sei, dass sich der Einzelne stärker abgesichert fühlt. 

Fortschritte wurden auch bei Fragen im Zusammenhang mit dem Geschlecht und der 
geschlechtlichen Identität erzielt. Diese werden nunmehr ausdrücklich in den Artikeln 
erwähnt, die die sozialen Gruppen betreffen, bei denen die Gefahr der Verfolgung besteht. 
Außerdem wurde der Erwägung zu „Bräuchen und Traditionen“, die zu schädlichen Folgen –
wie Genitalverstümmelungen – führen könnten, ein Verweis hinzugefügt.
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Bei dem Punkt „Wohl des Kindes“ erwies es sich als schwierig, eine Definition für die Artikel 
zu finden, weswegen wir uns auf eine kurze Zusammenfassung von Grundsätzen in 
Erwägung 17 geeinigt haben. Der vorgeschlagene Änderungsantrag zu Artikel 8 Absatz 2, in 
dem speziell die Betreuung unbegleiteter Minderjähriger behandelt wird, erscheint nun in der 
entsprechenden Erwägung. Die Kontinuität der Betreuung solcher Kinder ist ein Aspekt, der 
im Rahmen des gesamten Gemeinsamen Europäischen Asylsystems Berücksichtigung finden 
sollte – dies erklärt die Änderungen an Artikel 31 Absatz 5, wodurch die notwendige 
Kontinuität bei der Suche nach Familienangehörigen gegeben sein dürfte.

Die Ansichten des EP zur Ausweitung des Begriffs der Familie waren für den Rat 
unannehmbar, wenn es auch einige kleine Fortschritte bei der Hinzufügung beider Elternteile 
oder eines anderen Angehörigen im Zusammenhang mit dem Schutzberechtigten, wenn dieser 
sich bereits in einem Mitgliedstaat aufhält, gibt. Es bleibt abzuwarten, ob durch die Tatsache, 
dass verheiratete Minderjährige nicht aufgenommen wurden, eine Schutzlücke entsteht; 
deshalb wurde Artikel 2 in die Überprüfungsklausel aufgenommen. Trotz der sehr deutlichen 
Formulierung dieses Artikels und seiner Beziehung zum Schutzbedarf möchten einige 
Mitgliedstaaten eine sehr enge Definition des Begriffs „Familie“ beibehalten, weil sie 
künftige Forderungen nach Familienzusammenführung fürchten – obwohl in dieser Richtlinie 
klar die Regelungen im Zusammenhang mit Flüchtlingen genannt sind. Verheiratete 
Minderjährige werden jetzt in Erwägung 36a im Zusammenhang mit Leistungen erwähnt.

Artikel 7 betrifft Akteure, die Schutz bieten können. Es ist eine weit verbreitete Auffassung 
im EP, dass grundsätzlich nur Staaten als Akteure betrachtet werden können, die Schutz 
bieten können: Internationale Einrichtungen weisen nicht die Merkmale eines Staates auf und 
können auch internationalen Abkommen nicht beitreten. Die beschränkte Änderung des 
ursprünglichen Artikels zielt darauf ab, die von nichtstaatlichen Akteuren verlangten 
Anforderungen zu verschärfen, wenn sie als in der Lage betrachtet werden sollen, wirksamen 
und dauerhaften (nun nicht vorübergehenden) Schutz zu bieten. Artikel 7 taucht auch in der 
Überprüfungsklausel auf, weil weiterhin nichtstaatliche Einrichtungen einbezogen sind.

Artikel 8 betrifft den internen Schutz im Zufluchtsland. Hier hat sich der Rat dafür 
entschieden, enger an der Formulierung der Kommission zu bleiben, wenn auch Teile der 
Änderungsanträge des EP in Erwägungen aufgenommen wurden – insbesondere hinsichtlich 
einer festen Haltung gegen internen Schutz, wenn die Verfolgung vom Staat ausgeht.

Entsprechungstabellen sind weiterhin ein problematischer Bereich, aber Ihre Berichterstatterin 
empfiehlt dem Plenum die wesentlichen Teile der vorgeschlagenen Einigung als Fortschritt 
gegenüber der derzeitigen Richtlinie, wodurch den Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz mehr Sicherheit und den Mitgliedstaaten mehr Klarheit geboten wird, was hoffentlich 
zu einer Verminderung der derzeitigen Unterschiede bei der Erreichung eines fairen und 
wirksamen Systems führen wird.



PE448.996v02-00 42/46 RR\873844DE.doc

DE

ANLAGE: SCHREIBEN DES RECHTSAUSSCHUSSES

RECHTSAUSSCHUSS

DER VORSITZENDE

Ref.: D(2010)5206

Herrn Fernando LOPEZ AGUILAR
Vorsitzender des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
ASP 11G306
Brüssel

Betrifft: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes
KOM(2009) 551 endg. vom 21.10.2009 – 2009/0164(COD)

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

der Rechtsausschuss, dessen Vorsitzender ich bin, hat den oben genannten Vorschlag gemäß 
Artikel 87 („Neufassung“) der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments geprüft.

Absatz 3 dieses Artikels hat folgenden Wortlaut: 

„Ist der für Rechtsfragen zuständige Ausschuss der Auffassung, dass der Vorschlag keine 
anderen inhaltlichen Änderungen bewirkt als diejenigen, die darin als solche ausgewiesen 
sind, unterrichtet er den in der Sache zuständigen Ausschuss darüber. 

In diesem Falle sind – über die in den Artikeln 156 und 157 festgelegten Bedingungen hinaus 
– Änderungsanträge im in der Sache zuständigen Ausschuss nur dann zulässig, wenn sie Teile 
des Vorschlags betreffen, die Änderungen enthalten.

Beabsichtigt der in der Sache zuständige Ausschuss jedoch, gemäß Nummer 8 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung, außerdem Änderungsanträge zu den kodifizierten Teilen 
des Vorschlags einzureichen, teilt er dem Rat und der Kommission unverzüglich seine Absicht 
mit. Die Kommission sollte dem Ausschuss vor der Abstimmung gemäß Artikel 54 ihren 
Standpunkt zu den Änderungsanträgen mitteilen und angeben, ob sie beabsichtigt, den 
Vorschlag für eine Neufassung zurückzuziehen.“

Entsprechend der Stellungnahme des Juristischen Dienstes des Europäischen Parlaments, 
dessen Vertreter an den Sitzungen der beratenden Gruppe teilgenommen haben, die den 
Vorschlag zur Neufassung geprüft hat, und im Einklang mit den Empfehlungen der 
Verfasserin der Stellungnahme vertritt der Rechtsausschuss die Ansicht, dass dieser 
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Vorschlag keine anderen inhaltlichen Änderungen enthält als diejenigen, die in dem 
Vorschlag oder in der Stellungnahme der beratenden Gruppe ausgewiesen sind, und dass der 
Vorschlag in Bezug auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der 
vorangegangenen Rechtsakte zusammen mit diesen Änderungen eine reine Kodifizierung der 
vorhandenen Rechtstexte ohne inhaltliche Änderungen darstellt.

Der Rechtsausschuss war außerdem gemäß Artikel 87 der Geschäftsordnung der Auffassung, 
dass die in der Stellungnahme der vorgenannten beratenden Gruppe vorgeschlagenen 
technischen Anpassungen erforderlich sind, um zu gewährleisten, dass der Vorschlag den 
Bestimmungen für Neufassungen entspricht.

Nach der Erörterung des genannten Vorschlags in seiner Sitzung vom 27. Januar 2010 
empfiehlt der Rechtsausschuss mit 22 Ja-Stimmen und ohne Enthaltung1, dass Ihr Ausschuss 
als federführender Ausschuss den Vorschlag im Einklang mit den Vorschlägen des 
Rechtsausschusses und mit Artikel 87 prüft. 

Mit freundlichen Grüßen

Klaus-Heiner LEHNE

Anlage: Stellungnahme der beratenden Gruppe

                                               
1 Klaus-Heiner Lehne, Raffaele Baldassarre, Sebastian Valentin Bodu, Marielle Gallo, Alajos Mészáros, Lidia 
Joanna Geringer de Oedenberg, Antonio Masip Hidalgo, Bernhard Rapkay, Evelyn Regner, Alexandra Thein, 
Diana Wallis, Cecilia Wikström, Christian Engström,  Jiří Maštálka, Francesco Enrico Speroni, Piotr Borys, 
Vytautas Landsbergis, Kurt Lechner, Arlène McCarthy, Toine Manders, Eva Lichtenberger,  Sajjad Karim.
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ANLAGE: STELLUNGNAHME DER BERATENDEN GRUPPE DER 
JURISTISCHEN DIENSTE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS, DES RATES 

UND DER KOMMISSION

BERATENDE GRUPPE
DER JURISTISCHEN DIENSTE

Brüssel, den 23. November 2009

STELLUNGNAHME

FÜR DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT
DEN RAT
DIE KOMMISSION

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes (Neufassung)
KOM(2009)0551 vom 21.10.2009 – 2009/0164(COD)

Gemäß der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 28. November 2001 über die 
systematischere Neufassung von Rechtsakten, insbesondere deren Nummer 9, hat die 
beratende Gruppe der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission am 29. Oktober 2009 eine Sitzung abgehalten, in der u. a. der genannte von der 
Kommission vorgelegte Vorschlag geprüft wurde.
Bei dieser Sitzung1 hat die beratende Gruppe nach Prüfung des Vorschlags für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Neufassung der Richtlinie 2004/83/EG des 
Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes übereinstimmend Folgendes 
festgestellt:
1) In Artikel 9 Absatz 3 sollte die einleitende Formulierung „Gemäß Artikel 2 Buchstabe c“ 
angepasst werden und wie folgt lauten: „Gemäß Artikel 2 Buchstabe d“.
2) In Artikel 19 Absatz 1 sollte die Formulierung „nach Inkrafttreten dieser Richtlinie“ 
angepasst werden und wie folgt lauten: „nach Inkrafttreten der Richtlinie 2004/83/EG“.
3) In Artikel 23 Absatz 2 sollte der Verweis „in den Artikeln 24 bis 34“ angepasst werden und 
wie folgt lauten: „in den Artikeln 24 bis 27 und 29 bis 35“.
4) In Artikel 39 Absatz 1 Unterabsatz 1 hätte der letzte Satz „Sie teilen der Kommission 
unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit und fügen eine Tabelle mit den 

                                               
1 Der beratenden Gruppe lagen die englische, die französische und die deutsche Sprachfassung des Vorschlags 
vor. Sie hat bei ihrer Prüfung die englische Fassung, d. h. die Originalfassung des Textes, zugrunde gelegt.
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Entsprechungen zwischen der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei.“
durch einen grauen Hintergrund markiert sein müssen, wie er im Allgemeinen zur 
Kennzeichnung inhaltlicher Änderungen verwendet wird.
5) In Artikel 39 Absatz 2 hätten die abschließenden Worte „und fügen eine Tabelle mit den 
Entsprechungen zwischen der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei“ 
durch einen grauen Hintergrund markiert sein müssen.

6) In Artikel 42 sollte die abschließende Formulierung von Artikel 40 der Richtlinie 
2004/83/EG des Rates („gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft“) 
wieder eingefügt werden.
7) In Anhang I Teil B sollte die Angabe der Frist 10. Oktober 2006 durch die Angabe 
9. Oktober 2006 ersetzt werden.
Aufgrund dieser Prüfung konnte die beratende Gruppe übereinstimmend feststellen, dass der 
Vorschlag keine inhaltlichen Änderungen außer denjenigen enthält, die als solche im 
Vorschlag oder in der vorliegenden Stellungnahme gekennzeichnet sind. In Bezug auf die 
Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen des früheren Rechtsakts mit diesen 
inhaltlichen Änderungen kam die beratende Gruppe ferner zu dem Schluss, dass sich der 
Vorschlag auf eine reine Kodifizierung ohne inhaltliche Änderung des betreffenden 
Rechtsakts beschränkt.

C. PENNERA J.-C. PIRIS L. ROMERO REQUENA
Rechtsberater Rechtsberater Generaldirektor
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